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Einleitung 

A. Problemstellung 

Rechtsgrundlage der Untersuchung ist das erstmals im Jahre 1967 verab-
schiedete1 und nunmehr in seiner siebten Fassung2 am 1.1.2014 in Kraft getrete-
ne Gesetz über Maßnahmen zur Förderung des deutschen Films3. In dem Ände-
rungsgesetz beschränkte sich der Bundestag auf „nur maßvolle Veränderun-
gen“4. Grund zur Zurückhaltung war nicht ein mangelnder Handlungsbedarf. Im 
Hinblick auf anhängige Verfassungsbeschwerden5 und weitere Gerichtsverfah-
ren6 – so hieß es – seien umfassende Änderungsmaßnahmen derzeit nicht kalku-
lierbar. Für künftige Novellierungsvorhaben wurde jedoch betont: 

„Wenn Karlsruhe gesprochen hat, werden wir das FFG auf neue Füße stellen 
müssen. Deshalb ist es besonders wichtig, dass wir mit der siebten FFG-Novelle 
diese Phase der Ungewissheit überbrücken und schon ein paar Pflöcke für die 
Zeit nach dem Urteil einschlagen. Unter dieser Maßgabe kann der Vorschlag 
der Bundesregierung, den wir heute beraten, nicht zufriedenstellen. Da wäre 
mehr möglich gewesen.“7 

Ein wichtiges Streitthema war der Verwaltungsaufbau der Filmförderungsan-
stalt. Zusammengefasst zielten die Diskussionen einerseits auf ressourcenkalku-
lierende Erwägungen. Andererseits wurden Fragen aufgeworfen, die den Kern 
der Filmförderungsanstalt, nämlich ihre Willensbildungs- und Entscheidungs-
prozesse betreffen. Der Deutsche Bundestag forderte die Bundesregierung aus-

                                           
1  S. BGBl. 1967 I, S. 1352. 
2  Siebtes Gesetz zur Änderung des Filmförderungsgesetzes, s. BGBl. 2013 I, S. 3082. Künftig 

kurz als Änderungsgesetz bezeichnet. 
3  Auch als Filmförderungsgesetz, kurz FFG, bezeichnet.  
4  S. BT-Drs. zu 496/13, S. 2. 
5  Im laufenden Gesetzgebungsverfahren waren Verfassungsbeschwerden über die Verfas-

sungsmäßigkeit der gesetzlichen Bestimmungen des FFG zur Erhebung der Filmabgabe 
beim Bundesverfassungsgericht anhängig. Zu dem in der Zwischenzeit ergangenen Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts vom 28. Januar 2014 (ZUM 2014, 302 ff.) wird die nachfol-
gende Untersuchung im Rahmen der demokratischen Legitimation und der Abgabenerhe-
bung der Anstalt Stellung nehmen, vgl. dazu 2.Teil:3.und 4.Kap.. 

6  Vgl. dazu BR-Drs. zu 496/13, S. 2. 
7  PlPr. 17/225, 28132 (C). 
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drücklich dazu auf, für das Novellierungsvorhaben im Jahr 2016 die Zusammen-
setzung der Gremien der Filmförderungsanstalt, insbesondere die Strukturen des 
Verwaltungsrats, zu überprüfen.8 Es wurde ferner angeregt, die Mitgliederzahl 
der Gremien generell, vor allem aber in der Vergabekommission, zu reduzieren.9  

Mit diesen Diskussionen wurden Organisations- und Verfahrensfragen ange-
sprochen, die Anlass zu einer verwaltungsrechtlichen Einordnung des Verwal-
tungsträgers geben. Verwaltungsorgane wie ein Verwaltungsrat und eine spezi-
elle Vergabekommision lassen vermuten, dass es sich bei der Filmförderungsan-
stalt nicht um eine typische Bundesoberbehörde handelt, sondern der Gesetzge-
ber organisatorisch einen Spezialfall ausgestaltet hat, den es in dem System von 
bestehenden Verwaltungsträgern zu typologisieren gilt. Zugleich ist der Blick 
auf die Verfassungsmäßigkeit dieses Hoheitsträgers zu richten. Denn es ist 
normlogisch zwingend, dass einer nach Art. 20 Abs. 3 GG gesetzesgebundenen 
Verwaltung zugleich die Anordnung trifft, möglichst gut zu funktionieren. In-
soweit vertreten Rechtsprechung10 und Literatur11 die Auffassung, dass das 
Rechtsstaatsprinzip die Effektivität und Effizienz der Organe der Verwaltung 
gebietet. Zudem mag die Förderung des deutschen Films als Aufgabenbereich 
der Anstalt eine weitere Besonderheit begründen. Weil Förderungsgegenstand 
der deutsche Kinofilm ist, ist möglicherweise ein Sachbereich berührt, der nicht 
nur durch wirtschaftliche Interessen beeinflusst wird, sondern in dem zugleich 
die Informationsinteressen und die kulturellen Interessen der Allgemeinheit 
nicht unbeachtet bleiben dürfen. Dies kann sich aus der Doppelnatur des Kino-
films ergeben: Der Film ist Wirtschafts- und Kulturgut zugleich.12 Er unterliegt 
als Ware strengen ökonomischen Regeln und ist abhängig von technischen Ent-
wicklungen, auch in Bezug auf die Abspielorte. Als Kunstform folgt der Film 
ästhetischen Vorgaben; er will informieren, bilden und unterhalten.13 Der Film 
ist damit Rechtsgut von Lebensbereichen, denen ein besonderer verfassungs-

                                           
8  BR-Drs. zu 496/13, S. 4; BT-Drs. 17/13689, S. 9. 

9  BR-Drs. zu 496/13, S. 4; BT-Drs. 17/13689, S. 9. 
10  BVerfGE 68, 1, 86; E 72, 300, 317; E 98, 218, 252, 256 
11  Trute, Die Forschung zwischen grundrechtlicher Freiheit, 1994, S. 194 m.w.N.; vgl. Krebs 

in Isensee/Kirchhof HbStR V, 3. Aufl. 2007, § 108 Rn. 90; Schmidt-Aßmann, Verwal-
tungsrecht als Ordnungsidee, 2. Aufl. 2006, Kap. 2 Rn. 75; Sobota, Das Prinzip Rechts-
staat, 1997, S. 62 ff..; zum Begriff „funktionsgerechte Organstrukturen“ grundlegend v. 
Danwitz, Der Staat (35) 1996, 329 ff. 

12  Sjurts, Gabler Lexikon Medienwirtschaft, 2011, S. 200 (Stichwirt Film). 
13  Sjurts, s. ebenda. 



Einleitung 

3 

rechtlicher Schutz zukommt. Geht man davon aus, dass das Organisationsrecht 
einen grundrechtseffektuierenden Betrag zu leisten vermag,14 kann dies im Hin-
blick auf die gewählte Verwaltungsorganisation – je nach Ausgestaltungsbedürf-
tigkeit der betroffenen Grundrechte – zu gewissen Beschränkungen bzw. beson-
deren Anforderungen an die Organisation und das Entscheidungsverfahren füh-
ren. Es ist nicht auszuschließen, dass hier ähnliche Anforderungen zu einer er-
forderlichen Staatsfreiheit der Gremien zu beachten sind, wie sie das Bundesver-
fassungsgericht15 jüngst in einer rundfunkrechtlichen Auseinandersetzung zu 
Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG konkretisiert hat. In diesem Zusammenhang muss zu-
gleich auch die Frage der demokratischen Legitimation der Organe thematisiert 
werden. Sollte tatsächlich eine staatsferne Verwaltung ausgestaltet werden müs-
sen, ist zu überprüfen, inwieweit der Gesetzgeber die Verfassungsmäßigkeit der 
Verwaltungsorganisation im Hinblick auf das Demokratieprinzip garantiert. 

Ein dauerhaftes Streitthema bildet schließlich die Erhebung der Filmabgabe 
und die entsprechende Verwendung des Mittelaufkommens. Von den zuvor an-
gesprochenen Verfassungsbeschwerden abgesehen betrafen laut Deutschem 
Bundestag16 im letzten Gesetzgebungsverfahren von circa 177 gegen die Film-
förderungsanstalt anhängig gemachten Klagen allein 140 die Filmabgabe. Da die 
Filmabgabe nicht dem Staatshaushalt zufließt, sondern einen Sonderfonds dar-
stellt, ist sie nur ausnahmsweise mit der Finanzverfassung des GG vereinbar, 
wenn sie in der Sache und in der Höhe gerechtfertigt ist. Zu diesem Thema hat 
sich das Bundesverfassungsgericht in einer aktuellen Entscheidung17 positio-
niert, die für diese Arbeit die Grundlage für eine kritische Auseinandersetzung 
bietet. 

Die aufgeworfenen Probleme lassen sich auf zwei Themengebieten untersu-
chen: Es bietet sich eine verwaltungsrechtliche Untersuchung der Anstaltsstruk-

                                           
14  Vgl. Stern, Staatsrecht III/1, 1988, § 69 V 3; Krebs in Isensee/Kirchhof, HbStR V, 3. Aufl. 

2007, § 108 Rn. 60 sowie Hesse in Benda u.a., HdbVerfR (2), 2. Aufl. 1994, S. 100: „Be-
dürfen damit die Grundrechte in weitem Maße der Organisation und des Verfahrens, so 
wirken sie zugleich ihrerseits auf das Organisations- und Verfahrensrecht ein, das auf diese 
Weise zur Grundrechtsverwirklichung und -sicherung beiträgt.“. 

15  So hat das Bundesverfassungsgericht über die Zusammensetzung der Aufsichtsgremien der 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten entschieden und Grenzen für den Mitgliederan-
teil staatlicher und staatsnaher Vertreter aufgestellt, vgl. dazu BVerfG, NVwZ 2014, 867 
ff.. 

16  BR-Drs. zu 496/13, S. 2. 
17  S. BVerfG, ZUM 2014, 302 ff.. 
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turen an, anhand derer Besonderheiten und Unterschiede zu typischen Fachbe-
hörden mit reiner Sachkompetenz aufgezeigt werden. Die Ergebnisse bieten so-
dann die Grundlage für eine Typologisierung der Filmförderungsanstalt im Hin-
blick auf das System bestehender Verwaltungsträger, wobei das Bestehen von 
Selbstverwaltungsrechten ebenfalls eine Rolle spielt. 

Der Schwerpunkt der Arbeit widmet sich dem Verfassungsrecht als dem 
zweiten Themengebiet. Hier sind die aufgeworfenen Fragen der Verfassungs-
mäßigkeit der Organisation zu beantworten, wobei das Augenmerk auf das 
Rechtsstaatsprinzip, die Grundrechte, das Demokratieprinzip und die Finanzver-
fassung gerichtet wird. 

B. Forschungsstand  

Filmwirtschaft und Filmkunst sind in der rechtswissenschaftlichen Forschung 
nur eine Randerscheinung. Abseits der Kompetenzfrage des Bundes über die 
Normierung von Förderungsbestimmungen sind keine rechtswissenschaftlichen 
Abhandlungen bekannt, die sich mit der Verwaltungsorganisation der Filmför-
derungsanstalt intensiv auseinandersetzen. 

Vor allem im Hinblick auf die verwaltungsrechtliche Untersuchung steht eine 
Kategorisierung der Filmförderungsanstalt ebenso wie die Frage, ob ihr ein 
Selbstverwaltungsrecht in eigenen Angelegenheiten zusteht, bislang aus. Sollte 
sich in diesem Zusammenhang der erste Anschein von einer besonderen Staats-
ferne der Verwaltungsorganisation verdichten, ist zu prüfen, ob es sich sogar um 
einen grundrechtlich veranlassten Selbstverwaltungsträger handelt. Selbst wenn 
die Grundrechtsemphase für staatliches Handeln in der herrschenden Rechtsleh-
re deutlich abgeflaut ist, bietet dieser Ansatz die Möglichkeit, die Frage nach ei-
ner bislang ebenfalls nicht behandelten partiellen Grundrechtsfähigkeit der Film-
förderungsanstalt in gebotener Kürze zu beantworten. 

Grundlegende Erörterungen zu der Besetzung und der Entscheidungsteilhabe 
von besonderen Verwaltungsgremien nimmt zwar Edith Schreyer in ihrem Werk 
„Pluralistische Entscheidungsgremien im Bereich sozialer und kultureller 
Staatsaufgaben“ aus dem Jahre 1982 vor. In ihrer Auseinandersetzung zu den 
damaligen Repräsentationslehren von Gerhard Leibholz und Carl Schmitt be-
leuchtet sie neben anderen Einrichtungen schlaglichtartig auch die Gremien der 
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Filmförderungsanstalt.18 Der Fokus jener Forschungsarbeit liegt aber auf der 
eingeschränkten judiziellen Überprüfbarkeit der Verwaltungsentscheidungen. Im 
Rahmen dessen geht es der Autorin um die Voraussetzungen von einfachgesetz-
lichen Beurteilungsspielräumen und die Beantwortung der Frage, welche perso-
nellen und sachlichen Besonderheiten für eine normative Ermächtigung spre-
chen.19 Zur Begründung geht die Autorin zudem auf steuerungspolitische Erwä-
gungen von Niklas Luhmann ein und beleuchtet grundrechtliche Wertentschei-
dungen sowie demokratische Grundsätze.20 Das Werk bietet für das For-
schungsvorhaben geeignete Anknüpfungspunkte. Ob die getroffenen Feststel-
lungen vor dem aktuellen Erkenntnisstand allerdings noch zutreffen, bedarf ei-
ner Prüfung. Das eigene Forschungsinteresse soll über jene Forschungserkennt-
nisse zudem hinausgehen. 

Im Rahmen einer Grundrechtsprüfung ist die Ausgestaltungsbedürftigkeit der 
Filmfreiheit in der Sache wenig behandelt. Dies gilt vom Schutzbereich der 
Filmfreiheit her, rechtsdogmatisch ebenso wie theoretisch. Bei der Rezeption 
von rechtswissenschaftlichen Wissensbeständen viel auf, dass für die Filmfrei-
heit zwar durchgängig eigenständige Grundrechtsgewährleistungen postuliert 
werden,21 diese dann aber oftmals mit dem Verweis auf die Bedeutung der 
Rundfunk- und Kunstfreiheit im Ergebnis eher oberflächlich behandelt bleiben. 

Zur Auseinandersetzung mit der demokratischen Legitimation von Verwal-
tungsträgern kann auf eine Reihe von wissenschaftlichen Abhandlungen, vor-
nehmlich aus den 90er Jahren, zurückgegriffen werden, in denen das Demokra-
tieprinzip insbesondere im Umfeld funktioneller Selbstverwaltungsträger erör-
tert wurde.22 Aufgrund erheblicher Kritik gegenüber dem klassischen Demokra-
tieverständnis besteht zudem Anlass, sich mit einem modernen Demokratiever-
ständnis auseinanderzusetzen. Dieses begreift die Frage demokratischer Legiti-
mationsvermittlungen nicht volkszentriert, d.h. holistisch-monistisch, sondern 

                                           
18  Vgl. Schreyer, Pluralistische Entscheidungsgremien, 1982, S. 22 ff., 36 ff, 60 ff.. 
19  Vgl. Schreyer, Pluralistische Entscheidungsgremien, 1982, S. 13 ff.. 
20  Vgl. Schreyer, Pluralistische Entscheidungsgremien, 1982, S. 108 ff., 117 ff.. 
21  Vgl. dazu BK-Degenhart, GG, 123. Aktual. 2006, Art. 5 Abs. 1 und 2 Rn. 899; Kannen-

gießer in Schmidt-Bleibtreu u.a., GG, 13. Aufl. 2014, Art. 5 Rn. 20 m.w.N.. 
22  Vgl. Emde, Demokratische Legitimation der funktionalen Selbstverwaltung, 1991; 

Schmidt-Aßmann in Hoffmann-Riem u.a., Verwaltungsorganisationsrecht als Steuerungs-
ressource, 1997; Kluth, Funktionale Selbstverwaltung, 1997. 
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individuell-pluralistisch.23 Diese Gegenkonzeption zum klassischen Legitimati-
onsmodell wurde in der jüngeren Zeit normativ konkretisiert.24 Die Bezugnahme 
dieser Ansätze kann zu einer fruchtbaren Auseinandersetzung mit Organisati-
onsgehalten der Filmförderungsanstalt führen. Im Rahmen dessen ist auf die 
jüngst ergangene Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts25 zur Filmförde-
rungsanstalt einzugehen, da auch in ihr Lockerungen des Demokratieprinzips 
erkennbar werden. Die Entscheidung ist im Hinblick auf eine vertiefte Ausei-
nandersetzung mit der Verfassungsmäßigkeit der Filmabgabe kritisch zu würdi-
gen. Es ist hier zu überlegen, ob sich die vornehmlich im Sozialrecht in richter-
licher Rechtsfortbildung entwickelten Rechtfertigungskriterien von Sonderabga-
ben widerspruchsfrei auf wirtschaftspolitische Förderziele übertragen lassen. 
Zur Veranschaulichung soll auf zwei Entscheidungen des Bundesverwaltungs-
gerichts aus den Jahren 200926 und 201127 Bezug genommen werden. Diese hat-
ten die Verfassungsmäßigkeit der Filmabgabe ebenfalls zum Streitgegenstand. 

C. Struktur der Arbeit 

Die Arbeit unterteilt sich in zwei Teile, gefolgt von einer Zusammenfassung 
der Arbeitsergebnisse im Dritten Teil. Der Erste Teil der Arbeit befasst sich mit 
der verwaltungsrechtlichen Untersuchung der Filmförderungsanstalt. Der Zweite 
Teil widmet sich den angesprochenen verfassungsrechtlichen Problemstellun-
gen. 

Im einleitenden Kapitel des Ersten Teils wird der Verwaltungsaufbau der 
Filmförderungsanstalt dargestellt. Es erfolgen Ausführungen zur Entstehungsge-
schichte und zur Organisationsform der Anstalt sowie zu ihren relevanten För-
derbereichen. Die einzelnen Organe und die Aufsicht über die Filmförderungs-
anstalt werden erläutert. Hierbei werden Veränderungen durch das FFG von 
2014 an entsprechender Stelle gesondert berücksichtigt. Das Erste Kapitel 
schließt mit einer Bewertung der Verwaltungsstrukturen ab. Die Ergebnisse 

                                           
23  Vgl. dazu Trute in Hoffmann-Riem u.a., GVwR I, 2. Aufl. 2012, § 6; Unger, Verfassungs-

prinzip der Demokratie, 2008. 
24  S. Mehde, Neues Steuerungsmodell und Demokratieprinzip, 2000; Trute in Hoffmann-

Riem u.a., GVwR I, 2. Aufl. 2012, § 6; Unger, Verfassungsprinzip der Demokratie, 2008. 
25  BVerfG, ZUM 2014, 302 ff.. 
26  BVerwG, ZUM 2009, 492. 
27  BVerwG, NVwZ 2011, 998. 
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werden zu den typischen Merkmalen von Fachbehörden mit spezieller Sach-
kompetenz abgegrenzt. Im Rahmen dessen wird der Verwaltungsaufbau mit an-
deren Institutionen auf Bundesebene und Landesebene verglichen. In diesem 
Zusammenhang werden Ähnlichkeiten aufgezeigt, die zugunsten eines Selbst-
verwaltungsrechts für die Filmförderungsanstalt sprechen. 

Das Zweite Kapitel liefert die theoretischen Grundlagen zur Bestimmung und 
zur typologischen Einordnung von Selbstverwaltungsträgern. Auf deren Grund-
lage werden Merkmale von institutionell-funktionalen ebenso wie grundrecht-
lich veranlassten Selbstverwaltungsrechtsträgern erörtert. Daraufhin folgt die 
Typologisierung der Filmförderungsanstalt. Den Abschluss der verwaltungs-
rechtlichen Untersuchung bildet die Darstellung der ordnungspolitischen Orga-
nisationsinteressen als Rechtfertigungsgründe für ein Selbstverwaltungsrecht der 
Filmförderungsanstalt. 

Mit einer Vorbemerkung zu den normtheoretischen Grundlagen für die An-
wendung und Auslegung von Verfassungsnormen eröffnet das Erste Kapitel den 
Zweiten Teil der Untersuchung. Im Zweiten Kapitel wird die Verfassungsmä-
ßigkeit des Verwaltungsaufbaus im Hinblick auf das Rechtsstaatsprinzip über-
prüft. Den Schwerpunkt des Kapitels bildet die Prüfung der Verfassungsmäßig-
keit der Vergabe- und Entscheidungsstrukturen im Hinblick auf die Grundrech-
te. Normative Zielsetzungen, argumentative Grundlagen und Wirkungsweisen 
zur Ausgestaltungsbedürftigkeit der Berufs- und Wettbewerbsfreiheit sowie der 
Film- und Kunstfreiheit werden erarbeitet. 

Das Dritte Kapitel leitet ein mit ergänzenden Wertungsgesichtspunkten, die 
der demokratischen Vermittlungsfunktion des deutschen Kinofilms geschuldet 
sind. Im Anschluss daran werden unterschiedliche Grundverständnisse zum 
Demokratieprinzip vorgestellt und ihre Folgen für die demokratische Legitima-
tion der Filmförderungsanstalt erörtert. Eine normtheoretische Auseinanderset-
zung, in der die Ergebnisse der einzelnen Demokratieansätze kritisch hinterfragt 
werden, schließt das Kapitel ab. 

Das Vierte Kapitel widmet sich der Frage der Verfassungsmäßigkeit der Er-
hebung der Filmabgabe und der Verwendung des Mittelaufkommens. Eingangs 
werden Grundlagen vermittelt und ein Überblick über das Finanzierungssystem 
gegeben. Darauf folgt die rechtliche Untersuchung zur Rechtfertigung der Son-
derabgabenlast dem Grunde und der Höhe nach. Mit der Prüfung der Euro-
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parechtskonformität der neu eingefügten Regelungen der Filmabgabe endet der 
Zweiten Teil der Arbeit. 

Der Dritte Teil der Arbeit enthält die Zusammenfassung der Ergebnisse und 
beeinhaltet, soweit es auf Grundlage der Ergebnisse für notwendig erachtet wird, 
Handlungsimplikationen für künftige Novellierungsverfahren. 

 


